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Gesetz 

zur Änderung des Verwaltungszustellungsgesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Mehrere Bestimmungen des Verwaltungszustellungsgesetzes 
vom 3. Juli 1952 stehen mit einigen inzwischen erlassenen Ge- 
setzen und der Verwaltungspraxis nicht in Einklang. 


B. Lösung 

Das Verwaltungszustellungsgesetz soll der Bundesrechtsan- 
waltsordnung, der Postordnung, dem Steuerberatungsgesetz 
und den Erfahrungen der Praxis angepaßt werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Sdiriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Verwaltungszustellungsgesetzes 

— Drucksache VI/1418 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schneider (Nürnberg) 


Der Deutsche Bundestag hat den von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Verwaltungszustellungsgesetzes 
in seiner 84. Sitzung am 9. Dezember 1970 nach der 
ersten Beratung an den Innenaussdiuß (federfüh- 
rend) und an den Rechts aus schuß (mitberatend) 
überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Entwurf in vier 
Sitzungen beraten und ihn zunächst in Überein- 
stimmung mit dem Rechtsausschuß in der Fassung 
des Regierungsentwurfs unter Übernahme der Än- 
derungsvorschläge des Bundesrates, denen die Bun- j 
desregierung zugestimmt hat, grundsätzlich ge- I 
billigt. In Anbetradit verschiedener Anregungen ' 
zu § 8 Abs. 1 und § 15 Abs. 4 hielt es der Ausschuß 
für erforderlich, vor einer endgültigen Beschluß- 
fassung die tatsächlichen praktischen Bedürfnisse 
der Gerichte und Behörden näher zu prüfen. Daher 
wurde der Bundesminister des Innern gebeten, für 
die abschließende Beratung Material vorzulegen. 
Dieses ist Ende Dezember 1971 eingegangen. Am 
4. Februar 1971 hat der Innenausschuß die Beratung 
unter Bestätigung der grundsätzlichen Billigung 
des Regierungsentwurfs mit einer Ergänzung des 
§ 8 Abs. 1, einer Neufassung des § 15 Abs. 4 und 
der Einfügung eines neuen § 15 Abs. 5 endgültig 
abgeschlossen. 

Durch den Entwurf soll neu geregelt werden, auf 
welche Weise in den Akten zu vermerken ist, wenn 
zuzustellende Schriftstücke und Bescheide zur Post 
gegeben werden. Die Änderungen sollen der Ver- 
waltungspraxis, der Rechtsprechung und der Post- 
ordnung Rechnung tragen. Ferner paßt die Gesetzes- 
vorlage den Katalog der Berufsgruppen, denen auf 
vereinfachte Weise zugestellt werden kann, der 
geänderten Bundesrechtsanwaltsordnung sowie dem 


Steuerberatungsgesetz an und erweitert ihn aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung. Die von 
der Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zur 
Stellungnahme des Bundesrates vorgeschlagene 
neue Regelung der Bekanntgabe öffentlicher Zu- 
stellungen hat eine größtmögliche Einheitlichkeit 
der Verfahrensordnungen zum Ziel. 

Der von der Bundesrechtsanwaltskammer im 
Grundsatz angeregten Bestimmung, daß Zustellun- 
gen an den bestellten Vertreter zu richten sind, 
wenn er schriftliche Vollmacht vorgelegt hat, haben 
I die befragten Länderminister nicht widersprochen. 
Sie steht im Einklang mit den anderen Verfahrens- 
ordnungen und beseitigt die Gefahr, daß der Bürger 
durch eine Lücke des Verfahrensrechts einen Nach- 
teil erleidet. 

Zur Frage der Bekanntgabe der öffentlichen Zu- 
stellung wurde eine Vielzahl von Vorschlägen ge- 
macht. Der Innenausschuß bezog alle vorgebrachten 
Gesichtspunkte in seine Überlegungen ein. Seine 
Überlegungen waren darauf gerichtet, unter Berück- 
sichtigung der Verwaltungsvereinfachung, der 
Kostenersparnis und größtmöglichen Einheit der 
Verfahrensordnungen eine praxisgerechte Lösung 
zu finden. Dabei kam es ihm darauf an, alle Mög- 
lichkeiten auszuschöpfen, daß dem Empfänger ent- 
sprechend dem Wesen der Zustellung der Inhalt des 
Schriftstücks und die Tatsache der Zustellung des- 
selben wirklich und nicht nur fiktiv zur Kenntnis 
gelangt. Jedoch konnte er die Diskrepanz zur Zivil- 
prozeßordnung (vgl. § 204 Abs. 2 ZPO) nicht durdi 
eine Anpassung an diese beseitigen, weil er in 
Übereinstimmung mit der überwiegenden Zahl der 
Stellungnahmen diese Regelung nicht als vorbild- 
lich betrachtet. Entsprechend der Stellungnahme 
des Bundesrates stellte der Innenausschuß bei der 
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Fassung des § 15 Abs. 4 und 5 (neu) sicher, daß 
das Verfahren der öffentlichen Zustellung die Ge- 
richte und Behörden nicht mit entbehrlichem Ver- 
waltungsaufwand und die öffentlichen Haushalte 
nicht mit unnötigen Ausgaben belastet. Bei der 
Fassung des § 15 Abs. 5 Satz 1 erster Halbsatz war 
der Innenausschuß insbesondere auch bestrebt, je- 
den Anschein eines Einbruches in die Kompetenzen 
der Länder zu vermeiden. 

Soweit der Ausschuß die Regierungsvorlage un- 
verändert übernommen hat, wird auf deren Be- 
gründung (Drucksache VI/ 141 8 S. 3) verwiesen. 


Bonn, den 23. Februar 1972 


Dr. Schneider (Nürnberg) 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1418 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 23. Februar 1972 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Dr. Schneider (Nürnberg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Verwaltungszustellungsgesetzes 

— Drucksache VI/ 14 18 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Verwaltungszusteilungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Verwaltungszustellungsgesetz vom 3. Juli 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379), zuletzt geändert 
durch die Finanzgerichtsordnung vom 6, Oktober 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1477), wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. § 4 Abs. 2 wird gestrichen; der bisherige Ab- 
satz 3 wird Absatz 2. 


2. § 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „Verwaltungsrechtsräte" und das 
nachfolgende Komma werden gestrichen. 

b) Nach dem Wort „Steuerberater" wird ein 
Komma eingefügt; die Worte „und Helfer in 
Steuersachen" werden durch die Worte 
„Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer, 
vereidigte Buchprüfer, Steuerberatungsgesell- 
schaften und Wirtschaftsprüfungsgesellschaf- 
ten" ersetzt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Verwaltungszustellungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Verwaltunszustellungsgesetz vom 3. Juli 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379), zuletzt geändert 
durch die Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1477), wird wie folgt ge- 
ändert; 


1. § 4 wird wie folgt geändert; 


a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Tag der Aufgabe zur Post ist in 
den Akten zu vermerken; des Namenszei- 
chens des damit beauftragten Bediensteten 
bedarf es nicht." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

2. § 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert; 
a) unverändert 


b) Nach dem Wort „Steuerberater" wird ein 
Komma eingefügt; die Worte „und Helfer in 
Steuersachen" werden durch die Worte 
„Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer, 
vereidigte Buchprüfer, Steuerberatungsgesell- 
schaften, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
und Buchprüfungsgesellschaften" ersetzt. 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2a. In § 8 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender neuer 

Satz 2 eingefügt: 

„Sie sind an ihn zu richten, wenn er schriftliche 

Vollmacht vorgelegt hat." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

2b. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Ein Auszug des zuzustellenden Schrift- 
stückes kann in örtlichen oder überörtlichen 
Zeitungen oder Zeitschriften einmalig oder 
mehrere Male veröffentlicht werden. Der Ver- 
waltungsaufwand muß im Verhältnis zur Be- 
deutung der Sache und zu den Erfolgsaussich- 
ten stehen." 

b) Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 
eingefügt: 

„(5) In den Fällen des Absatzes 1 Buch- 
stabe a sollen ein Suchvermerk im Bundes- 
zentralregister niedergelegt und andere ge- 
eignete Nachforschungen angestellt werden, 
soweit der Verwaltungsaufwand im Verhält- 
nis zur Bedeutung der Sache und zu den Er- 
folgsaussichten steht. In den Fällen des Ab- 
satzes 1 Buchstaben b und c ist die öffent- 
liche Zustellung und der Inhalt des Schrift- 
stückes dem Empfänger formlos mitzuteilen, 
soweit seine Anschrift bekannt ist und Post- 
verbindung besteht. Die Wirksamkeit der öf- 
fentlichen Zustellung ist allein von der Be- 
achtung der Absätze 2 und 3 abhängig." 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 


3. § 17 wird wie folgt geändert: 3. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Abliefe- a) unverändert 

rung" durch das Wort „Einlieferung" ersetzt. 


b) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Der Tag der Aufgabe zur Post ist in den 
Akten zu vermerken; bei der Aufgabe von 
maschinell erstellten Bescheiden können statt 
dessen die Bescheide numeriert und die Ab- 
sendung in einer Sammelliste eingetragen 
werden. " 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

»(4) Der Tag der Aufgabe zur Post ist in 
den Akten zu vermerken; des Namenszeichens 
des damit beauftragten Bediensteten bedarf 
es nicht. Bei der Aufgabe maschinell erstellter 
Bescheide können anstelle des Vermerks die 
Bescheide numeriert und die Absendung in 
einer Sammelliste eingetragen werden." 

Buchstabe c entfällt 

Artikel 2 
unverändert 

Artikel 3 
unverändert 
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